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Obstfachreise 2016 in  
die «Regenbogennation» 
Südafrika (Teil 2)

«Auch Landfrauen 
brauchen es, einmal 
verwöhnt zu werden»

Faktenblatt fasst praxis- 
relevante Forschungs- 
ergebnisse zusammen

Der Unkrautroboter 
ist bald da

Bürgschaften werden nur 
gut geprüft gesprochen

LEGEHENNENSTALL DER FAMILIE PETER BESICHTIGT

Realisierung verlangte viel Geduld  
und Ausdauer
Die Mitglieder der Zürcher Land-
wirtschaftlichen Bürgschaftsge-
nossenschaft besichtigten den 
neuen Legehennenstall der Fami-
lie Peter in Liebensberg. Die Reali-
sierung verlangte aber viel Aus-
dauer und Hartnäckigkeit. 

RoMü. Ein schlichter einfacher Bau er-
wartete die Besucher auf dem Liebens-
berg. An der Verbindungsstrasse zwi-
schen Liebensberg und Bertschikon 
haben in einer Generationengemein-
schaft Vater Heinrich und Sohn Marc 
einen modernen Legehennenstall für 

18 000 Hennen realisiert. Auf dem Hof 
werden zudem auf 120 Aren Tafelkir-
schen für die Direktvermarktung pro-
duziert. «Ich wollte und will etwas pro-
duzieren. Mir war klar, dass es nur mit 
Ackerbau in Zukunft eng wird», hielt 
Marc Peter einleitend zur Führung 
fest.

Für ihn ist klar, dass es weiterhin 
die Hauptaufgabe der Landwirtschaft 
sein wird, Lebensmittel zu produzie-
ren. Noch während seiner Zeit als Mit-
arbeiter beim GVS wurden er und ein 
Arbeitskollege darauf aufmerksam, 
dass die Migros Eierproduzenten sucht. 
Hier sahen sie nun ihre Möglichkeit, 
um die beiden Höfe weiterzuentwi-
ckeln. Ställe wurden besichtigt, Infor-
mationen eingeholt und unzählige Ab-
klärungen getroffen, bis sich beide zur 
Realisierung entschieden. Doch nun be

BE R ATE R ECK E

Vom Abbinden des Betons oder wie man dem Staat am besten auf die Finger schaut
Der Staat greift heutzutage auf mannigfaltige 
Art und Weise in unser Leben ein. Dabei ist er 
allerdings nicht frei, sondern an die Grundsät-
ze rechtsstaatlichen Handelns gebunden. Die 
zentralen Grundsätze sind in Art. 5 der Bun-
desverfassung verankert: Grundlage und 
Schranke staatlichen Handelns ist das Recht. 
Staatliches Handeln muss sodann im öffent-
lichen Interesse liegen und verhältnismässig 
sein. 

Dabei sind alle Staatsebenen an diese 
Grundsätze gebunden: der Bund, die Kantone 
wie auch die Gemeinden. Aber auch Private, 
welche mit öffentlichen Aufträgen betraut sind, 
müssen sich an sie halten. Das gilt etwa, 
wenn Gesundheitsdienste im Auftrag der Ve-
terinärämter tätig werden. Die Grundsätze 
rechtsstaatlichen Handelns gelten sowohl 
für legislative, exekutive wie auch judikative 
Tätigkeiten. 

Der Bürger kann vom Staat jederzeit und 
überall einfordern, dass er sich an diese 
Grundsätze hält.

Der Bürger erfährt den Staat heutzutage 
vorwiegend über die Exekutive, genauer ge-
sagt über die Verwaltung. Wo greift sie nicht 
überall in unsere Lebensbereiche ein: in der 
Bildungspolitik, in der Sozialpolitik, in der Si-
cherheitspolitik, in der Zollpolitik, in der Ag-
rarpolitik, in der wirtschaftlichen Landesver-
sorgung, im Raumplanungs- und Bauwesen, 
im Umweltschutz, im Gewässerschutz, im 
Tierschutz, im Natur- und Heimatschutz, im 
Gesundheitsschutz usw. Die Liste liesse sich 
beliebig fortsetzen.

Ein friedliches und gedeihliches Zusammen
leben ist ohne diese Bereiche freilich kaum 
mehr denkbar. Anderseits besteht die reale 
Gefahr, dass unsere Freiheiten über Gebühr 
bedrängt, ja sogar zurückgedrängt werden. 
Es ist deshalb von grösster Bedeutung, die 
Verwaltung immer wieder an die erwähnten 
Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns zu er-
innern. Das geschieht am besten bereits im 
erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren vor 
Erlass einer Verfügung – solange der Beton 

eben noch nicht abgebunden ist. Der betrof-
fene Bürger hat einen Anspruch darauf, die 
Massnahme, welche ihn erwartet, bereits vor 
deren Erlass zu kennen und dazu Stellung 
nehmen zu dürfen. Die Verwaltung muss ihm 
das rechtliche Gehör gewähren. Tut sie das 
nicht, muss er die Verfügung gegebenenfalls 
anfechten und seine Rechte vor den Rechts-
mittelinstanzen einfordern.

Von absolut zentraler Bedeutung ist der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit. Seine Be
deutung kann für ein freiheitliches Staatswe-
sen nicht hoch genug eingeschätzt werden. 
Wenn die Verwaltung gestützt auf ein Gesetz 
und in Verfolgung eines öffentlichen Interes-
ses tätig wird, hat sie keinen Blankocheck für 
Interventionen. Ihr Verhalten muss jederzeit 
verhältnismässig sein. Das bedeutet dreier-
lei: Die angeordnete Massnahme muss ers-
tens geeignet sein, das angestrebte Ziel zu 
erreichen. Man spricht von der Zwecktaug-
lichkeit. Die Massnahme muss zweitens er-
forderlich sein, um das Ziel zu erreichen. Der 

Staat muss mit anderen Worten zur mildest-
möglichen Massnahme greifen. Und drittens 
müssen die angeordnete Massnahme einer-
seits und das angestrebte Ziel anderseits in 
einem vernünftigen Verhältnis zu einander ste-
hen. Die Verwaltung darf mit anderen Worten 
nicht mit der Kanone auf Spatzen schiessen.

Im Gegensatz zum Grundsatz der Gesetzes-
mässigkeit und des öffentlichen Interesses ist 
der Verhältnismässigkeitsgrundsatz einzelfall-
bezogen. Während die ersteren beiden Grund-
sätze eine allgemeine, übergeordnete Aus-
richtung haben, lässt sich die Verhältnismäs-
sigkeit nur im Einzelfall überprüfen. Es über-
rascht daher wenig, dass die Verwaltung mit 
diesem Grundsatz bisweilen im Clinch liegt. 
Denn der Nachweis der Verhältnismässig-
keit ist aufwendig. 

Die Verwaltung muss aber ihre Mass
nahme jederzeit vor diesem Grundsatz recht-
fertigen. Ergeben sich neue wissenschaftli-
che Erkenntnisse, so müssen diese zwingend 
in die Überlegungen einfliessen. Der Bürger 

sieht sich bisweilen leider mit der Situation 
konfrontiert, dass ihm der Nachweis der Un-
verhältnismässigkeit überbunden wird. Das 
darf nicht sein. Es ist vielmehr die Aufgabe 
der Verwaltung, die Verhältnismässigkeit 
ihrer Massnahme von sich aus zu prüfen und 
gegebenenfalls zu einer anderen, eben taug
lichen, erforderlichen und angemessenen 
Massnahme zu greifen oder gänzlich von ihr 
abzusehen. Die schweizerische Verwaltung 
hat zu Recht einen ausgezeichneten Ruf. 
Dennoch ist auch in diesem Land schlecht 
beraten, wer ihr nicht auf die Finger schaut 
und seine verbrieften Rechte nicht einfordert. 
Das geschieht am besten durch aktive Teil-
nahme bereits im erstinstanzlichen Verfahren. 
Denn die einflussreichste Person im Staat ist 
allemal die mit dem Dossier betraute Frau im 
Amt und mitnichten der Bundesrichter in 
Lausanne!

Jürg Niklaus,  
Niklaus Rechtsanwälte, Dübendorf� –

Fortsetzung auf Seite 2

LESE R - UM FR AG E 

Haben Sie bereits teilgenommen?
Liebe Leserinnen und Leser
Wir sind stets darum bemüht, den Zürcher 
Bauer für Sie interessant und attraktiv zu ge-
stalten. Deshalb führen wir im Rahmen einer 
Diplomarbeit eine Leserumfrage durch. Der 
Fragebogen war in der letzten Ausgabe des 
Zürcher Bauer beigelegt. 

Wir danken Ihnen, wenn Sie sich kurz Zeit 
nehmen, um die Umfrage auszufüllen.

Nur, wenn wir Ihre Bedürfnisse kennen, 
können wir die Zeitung weiterentwickeln 
und optimieren. Ihre Meinung ist uns wichtig.

Als Dank für Ihre Teilnahme nehmen Sie 
an der Verlosung von 50 tollen Preisen im 
Gesamtwert von 2500 Franken teil. Teilnah-
meschluss ist Freitag, 13. Juni 2016. Wir 
wünschen Ihnen viel Glück!

Ihr Zürcher Bauernverband

Sie benötigen einen Fragebogen?
Gerne stellen wir Ihnen die Unterlagen zu. 
Melden Sie sich bitte bei Marcel Iten unter 
Telefon 044 217 77 33.� –

Der grosse Legehennenstall mit Wintergarten und 4,5 ha Weideflächen für den Auslauf.




